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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSANLASS 

Die SUNfarming GmbH hat im Bereich der Konversionsfläche nordwestlich 
der bewohnten Ortslage Nellschütz die Aufstellung eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans für die Errichtung und den Betrieb von Energieerzeu-
gungsanlagen auf der Basis solarer Strahlungsenergie einschließlich der 
erforderlichen Nebenanlagen beantragt.  

Durch die vorangegangene Nutzung als Kiestagebau ist der Planungsraum 
als wirtschaftliche Konversionsfläche anzusehen. 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen gelten nicht als privilegierte Vorhaben im 
Sinne von § 35 BauGB. Diesbezüglich fordern die gesetzlichen Regelungen 
die Aufstellung eines Bebauungsplans, weil regelmäßig anzunehmen ist, 
dass Freiflächen-Photovoltaikanlagen auch als sonstige Vorhaben im Au-
ßenbereich unzulässig wären und die Beeinträchtigung öffentlicher Belange 
nicht gänzlich auszuschließen ist. 

Entsprechend den gesetzlichen Anforderungen des allgemeinen Klima-
schutzes dient der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit der Schaffung 
der planungsrechtlichen Grundlagen für die Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien darüber hinaus auch der Minderung des CO2-Ausstoßes und trägt so 
zur Mitigation des globalen Klimawandels bei. 

Nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2017) soll bis zum Jahr 
2025 ein Anteil der erneuerbaren Energien von mindestens 40 - 45 % am 
Bruttostromverbrauch erreicht werden. Bis spätestens 2050 wird ein Anteil 
von mindestens 80 % der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien am 
Stromverbrauch angestrebt. 

Die planungsrechtliche Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes mit der 
Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungs-
energie“ sieht die Stadt Lützen als wichtigen Beitrag zur Erreichung der 
klima- und energiepolitischen Zielsetzung der Bundesregierung.  

Der für die Einleitung des Verfahrens notwendige Aufstellungsbeschluss 
wurde in der Sitzung des Stadtrates der Stadt Lützen am 26.02.2018 ge-
fasst.  
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. No-
vember 2017 (BGBl. l S. 3634) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

o Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 10. September 2013, zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 28. September 2016 (GVBl. LSA S. 254) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. 
I S. 3434) 

o Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) i. d. 
F. der Bekanntmachung vom 10. Dezember 2010 (GVOBl. LSA S. 56), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Dezember 2015 
(GVBl. LSA S. 659, 662) 

o Hauptsatzung der Stadt Lützen in der aktuellen Fassung  

2.2 Planungsgrundlagen 

o Auszug aus dem Liegenschaftskataster des Landesamtes für Vermes-
sung und Geoinformation Sachsen-Anhalt (LVermGeo), Otto-von-
Guerricke-Str.15, 3910 Magdeburg 

o Modulbelegungsplan der SUNfarming GmbH, Zum Wasserwerk 12, 
15537 Erkner, März 2018 

 
3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
ist im Plan im Maßstab 1:1.250 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche 
von ca. 4,68 ha. Er erstreckt sich das Flurstück 8/1 der Flur 9 in der Ge-
markung Zorbau. 
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4. Vorgaben aus übergeordneten Planungen  

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumord-
nung. Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete 
und zusammenfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Stadt Lützen ergeben sich die Ziele, 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 
Rechtsgrundlagen: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2986), zuletzt geändert Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 

• Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes 
Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) vom 16.02.2011 (GVBl. LSA S. 160) 

• Verordnung Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Hal-
le (REP Halle) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.11.2010 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist 
§ 4 Abs. 1 ROG.   

Nach § 3 Nr. 6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung 
und Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurtei-
len. In diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der Freiflä-
chen-Photovoltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vor-
hersehbaren Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen, die Raumbe-
deutsamkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn in-
folge der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über 
den unmittelbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raum-
beeinflussung). 

Die Begründung des LEP-LSA 2010 enthält ein eindeutiges Bekenntnis für 
die Stärkung der erneuerbaren Energien: „Die Regionalen Planungsge-
meinschaften sollen im Rahmen ihrer Koordinierungsaufgaben unter Be-
rücksichtigung der regionalen Gegebenheiten unterstützen, dass der Anteil 
der erneuerbaren Energien in Form von Windenergie und zunehmend von 
Biomasse, Biogas, Solarenergie, Wasserkraft und Geothermie am Energie-
verbrauch entsprechend dem Klimaschutzprogramm und dem Energiekon-
zept des Landes ausgebaut werden kann (G 77 LEP-LSA).“ 

Bei der Planung von Vorhaben zur Errichtung großflächiger Photovoltaik-
anlagen sind die im LEP-LSA 2010 enthaltenen Hinweise für die raumord-
nerische Bewertung und die baurechtliche Beurteilung für großflächige 
Photovoltaikanlagen im Außenbereich heranzuziehen.  
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Hier werden die Anforderungen an geeignete Flächen für Freiflächen-
Photovoltaikanlagen insbesondere durch die Raumordnung, den Natur-
schutz und die Wirtschaftlichkeit der geplanten Anlagen bestimmt. 

Zu beachtende Festlegungen des LEP-LSA 2010 sind: 

• Für die Gewinnung regenerativer Energien sollen Flächen gesichert und 
freigehalten werden. Ziel ist es dabei, den Außenbereich in seiner 
Funktion vor allem für die Landwirtschaft, zum Schutz der Tier- und 
Pflanzenwelt und für die Erholung zu erhalten und das Landschaftsbild 
zu schonen (G 101 LEP-LSA 2010). 

• Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind in der Regel raumbedeutsam und 
bedürfen vor ihrer Genehmigung einer landesplanerischen Abstim-
mung. Dabei ist insbesondere ihre Wirkung auf das Landschaftsbild, 
den Naturhaushalt und die baubedingte Störung des Bodenhaushalts zu 
prüfen (Z 115 LEP-LSA 2010). 

• Photovoltaik-Freiflächenanlagen sollen vorrangig auf bereits versiegel-
ten oder Konversionsflächen errichtet werden (G 84 LEP-LSA 2010). 

• Die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf landwirtschaft-
lich genutzter Fläche sollte weitestgehend vermieden werden (G 85 
LEP-LSA 2010). 

• Vorrangstandorte für Industrie und Gewerbe sollen für die Errichtung 
von Photovoltaikfreiflächenanlagen nicht zur Verfügung stehen (G 48 
LEP-LSA 2010). 

Ausschlussflächen gemäß G 101 LEP-LSA 2010 wie Wasserschutzgebiete, 
hochwertige Landwirtschaftsflächen, wichtige Industrie- und Gewerbeflä-
chen, NATURA 2000-Gebiete oder Wald im Sinne des Waldgesetzes sind 
nicht betroffen.  

Das REP Halle trifft zu Photovoltaikanlagen folgende Festlegungen: 

• Im Rahmen der Landespolitik gilt es, die Energiesparpotenziale auszu-
nutzen sowie für die Energieversorgung alle verantwortbaren Energie-
quellen zu nutzen. Es sind insbesondere alle Möglichkeiten für den Ein-
satz erneuerbarer Energien auszuschöpfen und Emissionen bei der 
Energieumwandlung zu senken sowie die Energieeffizienz zu verbes-
sern. (6.10 Energie G 1) 

• Die Nutzung regenerativer und CO2-neutraler Energieträger und Ener-
gieumwandlungstechnologien wie Solarthermie, Photovoltaik, Wasser-
kraft, Windenergie, Biomasse und Geothermie soll gefördert werden. 
(6.10 Energie G 3) 

• Die Standortwahl für die Nutzung der erneuerbaren Energien soll unter 
Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten und Potenziale so er-
folgen, dass Konflikte mit den Belangen des Natur- und Landschafts-
schutzes sowie mit anderen Raumnutzungen vermieden werden.  
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Bei der Abwägung sind das Landschaftsbild und die Erholungsfunktion 
der Landschaft besonders zu berücksichtigen.  

Die Errichtung großflächiger Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Au-
ßenbereich soll an vorhandene Konversionsflächen aus wirtschaftlicher 
oder militärischer Nutzung, Deponien und anderen, durch Umweltbe-
einträchtigungen belastete Freiflächen gebunden werden. (6.10 Ener-
gie G 4) 

Die in den raumordnerischen Grundsätzen formulierten Standortprioritäten 
werden mit dem gewählten Geltungsbereich auf dem ehemaligen 
Kiessandtagebau vollständig erfüllt. Der Planungsraum ist vor allem durch 
die vorangegangene Nutzung fortwährend geprägt.  

In der Festlegungskarte des Regionalplans wird der Planungsraum als Vor-
ranggebiet für Rohstoffgewinnung Kieslagerstätte Zorbau-Nellschütz aus-
gewiesen. In diesen Vorranggebieten stellt der Abbau von Rohstoffen das 
überwiegende öffentliche Interesse dar. Diese Bereiche sind von Nutzun-
gen freizuhalten, die den Abbau wesentlich erschweren oder verhindern 
würden. (LEP LSA 3.3.5.) 
Innerhalb des Planungsraums sind die nutzbaren Potenziale bereits ausge-
schöpft. Der Geltungsbereich wurde bereits aus der Bergaufsicht entlas-
sen. Für die Rohstoffgewinnung hat der Planungsraum somit keine Bedeu-
tung mehr.  

Die Stadt Lützen kommt zu dem Ergebnis, dass sich der vorliegende Pla-
nungsraumausdrücklich zur Errichtung eines Solarparks eignet.  

Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungspro-
gramm einer Gemeinde oder Stadt. Beispielsweise bildet der Flächennut-
zungsplan den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot 
des § 8 Absatz 2 Satz 1 BauGB bestimmt ist.  

Die Stadt Lützen verfügt über einen in Aufstellung befindlichen Flächen-
nutzungsplan. Dieser stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplans als 
Flächen für Abgrabungen oder für die Gewinnung von Bodenschätzen dar. 
Der Flächennutzungsplan ist demnach im Parallelverfahren zu ändern.  
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5. Beschaffenheit des Plangebietes 

5.1 Ausgangssituation 

Der Planungsraum erstreckt sich nordwestlich der Ortslage Nellschütz auf 
dem ehemaligen Kiessandtagebau. Er befindet sich innerhalb des Bewilli-
gungsfeldes Nellschütz, Berechtsams-Nr.: II-B-f-1/91 zur Gewinnung des 
Bodenschatzes Kiese und Kiessande zur Herstellung von Betonzuschlags-
stoffen. Auf dem Flurstück 8/1, Flur 9 in der Gemarkung Zorbau erfolgte 
die Rohstoffgewinnung bis 1993. Anschließend wurde die Fläche des Flur-
stücks wieder verfüllt. Erschlossen wird der Geltungsbereich vom Lösauer 
Weg über eine vorhandene Zufahrt.  

Das südwestliche Areal des Geltungsbereichs wurde teilweise als Stellflä-
che für LKWs genutzt und ein Großteil wurde der Sukzession überlassen. 
Es haben sich Arten, die mit nährstoffreichen anthropogen gestörten 
Standorten zurechtkommen, etabliert. Vereinzelt haben sich Gehölzstruk-
turen entwickelt.  

Die nördlich und westlich angrenzenden Flächen werden intensiv landwirt-
schaftlich genutzt. Südlich verläuft ein aufgeschotterter Weg entlang des 
Geltungsbereichs. Auf den Flächen westlich des Geltungsbereichs befinden 
sich Ruinen der ehemaligen Bürogebäude der Bergaufsicht.  

Schutzgebiete nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 24 (Nationalpark, Na-
tionale Naturmonumente), 25 (Biosphärenreservat), 26 (Landschafts-
schutzgebiet), 27 (Naturpark) und 28 (Naturdenkmäler) des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie FFH- oder Vogelschutzgebiete sind im gesamten Gel-
tungsbereich nicht vorhanden.  
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6. Inhalt des Bebauungsplans 
6.1 Städtebauliches Konzept  

Aufgabe des Bebauungsplans ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß 
den in § 1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu ge-
währleisten. Im Sinne einer baulichen Verdichtung, zur Gewährleistung 
einer städtebaulichen Entwicklung und Ordnung sowie zur gestalterischen 
Einflussnahme ist es erforderlich, diese Ansprüche über eine Bebauungs-
planung festzuschreiben. 

Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplans soll es sein, durch Festset-
zung eines sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung auf der Basis so-
larer Strahlungsenergie“ (§ 11 Absatz 2 BauNVO) die Realisierung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage zur Erzeugung von umweltfreundlichem So-
larstrom planungsrechtlich zu ermöglichen und zu sichern. 

Im Hinblick auf die rasante Entwicklung im Bereich der Erzeugung erneu-
erbarer Energien sind zukünftige technische Neuerungen der Solarnutzung 
zumindest langfristig nicht abschätzbar. 

Die städtebaulichen Vorgaben des vorliegenden vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans beziehen sich deshalb nicht auf maximale Leistungskenn-
werte oder die geplante technische Ausgestaltung einzelner Module bzw. 
Anlagenteile, denn gewisse Entwicklungsspielräume sollen erhalten blei-
ben. Vielmehr berührt der Regelungsbedarf der Stadt die Begrenzung des 
Maßes der baulichen Nutzung unter Berücksichtigung der Empfindlichkei-
ten der Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen, Mensch und Gesundheit 
sowie Landschaftsbild.  

Die Anlagen sollen so konzipiert werden, dass sich die Baukörper in das 
Landschaftsbild einfügen und darüber hinaus keine erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen erzeugen. Die vorhandenen Gehölzstrukturen inner-
halb des Geltungsbereichs werden erhalten. So kann die Sichtbarkeit der 
Anlage auf ein Minimum reduziert werden.   

Die geplanten Investitionen stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
einer positiv zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklung des Stadtgebie-
tes und den umweltpolitischen Vorgaben der Bundesregierung zur Opti-
mierung der Erzeugung von erneuerbaren Energien.  
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6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Stadt Lützen nutzt vorliegend die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete 
gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte Art der 
Nutzung mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Basis sola-
rer Strahlungsenergie“ wird durch die Definition der Baugebiete nach den 
§§ 2 - 10 BauNVO nicht gedeckt. 

Unter Berücksichtigung der technischen und wirtschaftlichen Standortbe-
dingungen einer Freiflächen-Photovoltaikanlage sind vielfältige Faktoren 
entscheidend für die Festlegung der Baufelder.  

Bei der geplanten Photovoltaikanlage handelt es sich um linienförmig an-
einandergereihte Module, die auf Gestellen mit einer Neigungsausrichtung 
von ca. 25° gegen Süden platziert werden. Der Abstand zwischen den Mo-
dulreihen ist in Abhängigkeit der Geländemodellierung, zur Vermeidung 
gegenseitiger Beschattung und einer Ausrichtung für eine optimierte Son-
neneinstrahlung variabel zwischen 2 und 4 m.  

Die Distanz der Module von der Geländeoberkante (GOK) variiert ebenfalls 
aufgrund ihrer Schrägstellung, der Exposition nach Süden und der Gelän-
deform. Der Abstand wird ca. 2 m an der Rückseite betragen.  

Die Module werden zu Funktionseinheiten zusammengefasst. Zur Aufstän-
derung und optimierten Exposition der Module/Funktionseinheiten werden 
standardisierte, variabel fixierbare Gestelle eingesetzt.  

Die einzelnen Tische werden auf Leichtmetallpfosten montiert. Diese wer-
den in den unbefestigten Untergrund gerammt. Durch die sogenannten 
Rammfundamente ist eine nachhaltige Versiegelung des Bodens nicht not-
wendig.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebün-
delt an die Zentralwechselrichter angeschlossen werden. 

Die Abführung der erzeugten elektrischen Energie und die Einspeisung 
werden in Absprache mit dem zuständigen Energieversorgungsunterneh-
men gesondert vertraglich geregelt und sind entsprechend nicht Gegen-
stand des vorliegenden Bebauungsplans.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und 
die Höhe der baulichen Anlagen geregelt. Der erforderliche Flächenanteil 
des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet sich nach den Abmessun-
gen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den nicht überbauten 
„verschatteten“ Zwischenräumen.  
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Man kann in der Praxis also davon ausgehen, dass ca. 50 % der Sonder-
gebietsfläche von den Modultischen überstanden werden und aufgrund der 
Verschattungswirkung eine Freihaltefläche von 50 % der Fläche erforder-
lich ist, um eine optimale Energieausbeute erzielen zu können.  

Entsprechend wurde die Grundflächenzahl (GRZ) abweichend von der für 
sonstige Sondergebiete zur Verfügung stehenden Obergrenze auf 0,50 be-
grenzt. 

Im Sinne des Minimierungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das 
Schutzgut Boden wurde durch den Vorhabenträger eine Bauweise gewählt, 
die die maßgebenden Boden- und Lebensraumfunktionen auch unterhalb 
der Modultische weitestgehend nicht beeinträchtigt.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil 
des Vorhabengrundstücks festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der bau-
lichen Nutzung realisiert werden darf.  

Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil 
die Höhe baulicher Anlagen (H) in Metern über DHHN zur Bestimmung des 
Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von unnöti-
gen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung 
Teil A festgesetzt wird.  

Für die geplanten Nebenanlagen wird nach derzeitigen Planungen des Vor-
habenträgers eine maximale Höhe von 3,50 m über Geländeoberkante 
nicht überschritten. Die Modultische haben eine maximale Höhe von 2 m. 

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind 
nicht Gegenstand der Regelungsabsicht der Stadt Lützen. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer 
Strahlungsenergie“ (SO EBS) dient gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO 
der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen Photovoltaikanla-
gen. Zulässig sind insbesondere Modultische mit Solarmodulen sowie 
die für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, Trafostationen, 
Wechselrichterstationen, Verkabelungen, Wartungsflächen, Fahrwege 
und Zäune. 

2. Die festgesetzten Nutzungen sind nur insoweit zulässig, soweit sie 
durch den Durchführungsvertrag gedeckt sind (§ 9 Abs. 2 und § 12 
Abs. 3 a BauGB). 

3. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet 
„Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO 
EBS) gemäß § 17 Absatz 1 BauNVO auf 0,50 begrenzt. Abweichend 
von § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO darf die zulässige Grundflächenzahl 
nicht überschritten werden. 

Bearbeitungsstand: April 2018                                                             vorhabenbezogener Bebauungsplan 
“Solarpark Nellschütz“  

                                                                                                                                  Stadt Lützen  
Begründung  

 
 



 S e i t e  | 12 

4. Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 3,50 m begrenzt. Als 
unterer Bezugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über 
DHHN 92. 

 

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur          
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft     

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde 
über § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische 
Maßnahmen bzw. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft festzusetzen.  

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 
1. Innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bebaute Flächen durch die 

Einsaat von standortheimischem Saatgut oder durch Selbstbegrünung 
als naturnahe Wiese zu entwickeln. Die Mahd dieser Flächen ist unter 
Berücksichtigung avifaunistischer Anforderungen und den speziellen 
Anforderungen von Offenlandbrütern nicht vor dem 15. Juli eines Jah-
res zulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist un-
zulässig.  

2. Die mit A gekennzeichneten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und  Landschaft ist als Gehölzfläche zu 
erhalten. 

6.4 Örtliche Bauvorschriften  

Die Städte und Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche 
Bauvorschriften“ erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Ge-
staltungspflege tätig zu werden.  

Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 85 Absatz 1 der 
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt gegeben. Für den vorliegenden 
Bebauungsplan werden keine örtlichen Bauvorschriften getroffen. 

6.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans 
eine Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbe-
richt, der ein gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, 
darzustellen. Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonsti-
ger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 1 BauGB und einer ent-
sprechenden Abstimmung des Umfangs und Detaillierungsgrades der Um-
weltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB erfolgt die Darstellung der Ergebnis-
se im Umweltbericht.  
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Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchti-
gungen der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. Maß-
geblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen sind die Realisie-
rung und der Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage einschließlich 
der erforderlichen Nebenanlagen. 

Der Planungsraum ist stark anthropogen überprägt.  

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und 
Bewertung des Umweltzustandes wird daher der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans als Grenze des Untersuchungsraumes gewählt. Schutzbe-
dürftige Wohnnutzungen liegen in über 450 m Entfernung. Aufgrund der 
großen Entfernung sind keine negativen Auswirkungen zu erwarten.  

Für die Artengruppen Reptilien, Amphibien und Brutvögel werden entspre-
chende Kartier- und Erfassungsarbeiten durchgeführt.   

Zusammenfassend wurden drei Konfliktschwerpunkte mit einem erhöhten 
Untersuchungsbedarf festgestellt: 

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Flä-
cheninanspruchnahme betreffen die Schutzgüter Boden, Wasser, 
Tiere und Pflanzen. 

2. Lärm und Staub während der Bauphase sind bezüglich der Schutzgü-
ter Pflanzen und Tiere zu beurteilen. 

3. Die Wahrnehmbarkeit der Anlage ist bezüglich der Schutzgüter Tiere 
und Landschaftsbild zu beurteilen. 

 
 
6.6 Verkehr 

Für die geplante Freiflächen-Photovoltaikanlage ist eine verkehrliche Er-
schließung ausschließlich in einem sehr begrenzten Umfang erforderlich.  

Der Planungsraum wird ausgehend von Lösauer Straße erschlossen. 

Für die Bauphase wird sich hier ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch 
Lieferfahrzeuge und Montagepersonal nicht vermeiden lassen. 

Innerhalb der Betriebsphase sind jedoch keine Einflüsse auf das bestehen-
de Verkehrsaufkommen zu erwarten. 
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7. Immissionsschutz 

Blendwirkungen 

Nach dem derzeitigen Stand der Wissenschaft treten relevante Reflexionen 
und Blendwirkungen nur bei fest montierten Modulen in den Morgen- bzw. 
Abendstunden auf. Der Einwirkungsbereich ist auf die im Südosten und 
Südwesten angrenzenden Flächen begrenzt. Bei Entfernungen zu den Mo-
dulen über 100 m sind die Einwirkungszeiten gering und beschränken sich 
auf wenige Tage im Jahr.1 

Wohnnutzungen liegen in über 450 m Entfernung zur Freiflächen-
Photovoltaikanlage und außerhalb des Einwirkungsbereichs. Es werden 
keine relevanten Blendwirkungen auftreten. 

Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können z. B. durch Wechselrichter und Kühlein-
richtungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichen-
den Schallschutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen 
mit einem Mindestabstand von 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 
errichtet. 

Betriebliche und sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen.  
 

8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unterirdisch verlegt, so 
dass es nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt.  

Ein Anschluss an das Wasserver- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht 
erforderlich. 

Weitere Ver- und Entsorgungsmedien sind innerhalb des Geltungsberei-
ches nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen. 

Das mit der Planung in Verbindung stehende Vorhaben „Errichtung von 
Modultischen für solare Energiegewinnung“ erzeugt kein zusätzliches Nie-
derschlagswasser.  

 

8.2 Gewässer 

Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine natürlichen Oberflä-
chengewässer.  

1 R. BORGMANN, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen 
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Anfallendes Niederschlagswasser kann weiterhin auf der Vorhabenfläche 
versickern.  

 

8.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Tele-
kommunikationslinien (TK-Linien) der Telekom.  

 

8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass so-
wohl von den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollstän-
dige geordnete Abfallentsorgung erfolgen kann. Bei der Baudurchführung 
ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Baugeschehens anfallende Bo-
denaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß den Technischen 
Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) zu-
geführt wird.  

 

8.5 Brandschutz 

Die Photovoltaik-Freiflächenanlage (PVA) wird von dem Lösauer Weg er-
schlossen. Eine Befahrbarkeit der Zuwegung mit Lkw ist gegeben. 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-
Schlüsseldepot am Zufahrtstor vorgesehen. 

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, 
sind am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage ver-
antwortlichen Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dau-
erhaft und deutlich angebracht. 

Aufgrund der räumlichen Ausdehnung der PVA wird der örtlichen Feuer-
wehr ein Lageplan des Geländes zur Verfügung gestellt. Darin sind die 
maßgeblichen Anlagenkomponenten von den Modulen über Leitungsfüh-
rungen zu Wechselrichtern und Transformatoren bis zur Übergabestelle 
des zuständigen Energieversorgungsunternehmens enthalten.  

Relativ gefährdete Komponenten von PVA sind Wechselrichter und Trans-
formatoren. Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt 
sind, geht von ihnen nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. 

Über die Abstände der Modultische untereinander sind Brandschneisen ge-
geben, die einer evtl. Brandweiterleitung entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlich-
keiten und die Anlagentechnik eingewiesen. 
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Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation ein-
schließlich Blitz- und Überspannungsschutzsystemen und Inbetriebnahme 
der PVA sowie regelmäßige Wartung minimiert. 

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des 
Deutschen Feuerwehr Verbandes unter Verweis auf die VDE 0132 "Brand-
bekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich elektrischer Anlagen" 
zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Si-
cherheitsabstände und die Durchführung von Schalthandlungen. Demnach 
sind PVA bedenkenlos zu löschen, wenn die erforderlichen Sicherheitsab-
stände eingehalten werden.  

In der Praxis ist bei Bränden von Freiflächen-PVA das kontrollierte Ab-
brennenlassen der Anlage angezeigt.  

9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als 
Denkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt  
eingetragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

 

9.2 Bodendenkmale 
Auf Grund der vorangegangenen Nutzung kann das Auffinden von Boden-
denkmalen ausgeschlossen werden. 

10. Umsetzung des Bebauungsplans 

Kosten 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Rahmen des Durchführungsver-
trags zur Übernahme sämtlicher Planungskosten sowie zur Vorlage und 
Abstimmung eines Vorhaben- und Erschließungsplans mit der Stadt Lützen 
gemäß § 12 Absatz 1 BauGB. Negative finanzielle Auswirkungen sind für 
die Stadt Lützen damit nicht vorhersehbar. 
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